
 

 
 
 

 
 

Bebauungsplan Nr. 32/4 

„Rheinviertel“, 4. Änderung 
 
 

Textliche Festsetzungen 

20. Dezember 2021 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



Stadt Eltville am Rhein . Bebauungsplan Nr. 32/4 „Rheinviertel“ . 4. Änderung Textliche Festsetzungen 

 2 

 
Inhalt Seite 

Teil A . Planungsrechtliche Festsetzungen ........................................................................................ 3 

1 Art der baulichen Nutzung .............................................................................................................................. 3 

2 Maß der baulichen Nutzung. Höhe der baulichen Anlagen ........................................................... 3 

3 Überbaubare Grundstücksflächen ............................................................................................................. 4 

3.1 Unterschreiten von Baulinien ................................................................................................................................. 4 

3.2 Überschreiten von Baugrenzen ............................................................................................................................ 4 

4 Stellplätze und Abstellplätze ......................................................................................................................... 4 

5 Nebenanlagen ....................................................................................................................................................... 5 

6 Führung von Versorgungsanlagen und -leitungen ............................................................................. 5 

7 Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 

Boden, Natur und Landschaft; Erhalten und Anpflanzen von Bäumen, 

Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen .............................................................................................. 5 

7.1 Flächen oder Maßnahmen zum Anpflanzen und Erhalten von Bäumen, Sträuchern 
und sonstigen Bepflanzungen ............................................................................................................................... 5 

7.2 Allgemeine Pflanz- und Pflegebestimmungen; Qualitätsbestimmungen ..................................... 6 

7.3 Befestigte Freiflächen, Terrassen, Stellplätze .............................................................................................. 6 

7.4 Insektenfreundliche Außenbeleuchtung ......................................................................................................... 6 

8 Bauliche Maßnahmen für die Erzeugung, Nutzung oder Speicherung von Strom, 

Wärme oder Kälte aus erneuerbaren Energien.................................................................................... 7 

Teil B. Örtliche Bauvorschriften .............................................................................................................. 8 

9 Einfriedungen, Stützmauern ........................................................................................................................... 8 

Teil C . Hinweise und Empfehlungen zur Planverwirklichung ................................................... 9 

 
 



Stadt Eltville am Rhein . Bebauungsplan Nr. 32/4 „Rheinviertel“ . 4. Änderung Textliche Festsetzungen 

 3 

 

Teil A . Planungsrechtliche Festsetzungen 
 

1 Art der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 1 BauNVO, § 6a BauNVO) 

 

Urbanes Gebiet (MU) 

 

Allgemein zulässig sind: 

• Wohngebäude 

• Geschäfts- und Bürogebäude, 

• Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beherbergungsge-

werbes, 

• sonstige Gewerbebetriebe, 

• Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche 
Zwecke. 

 

Nicht zulässig sind (u. a.): 

• Vergnügungsstätten jeglicher Art, 

• Tankstellen. 

 
 

2 Maß der baulichen Nutzung. Höhe der baulichen Anlagen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 16ff BauNVO) 

 

Bezugspunkt 

Unterer Bezugspunkt aller Festsetzungen zur Höhe im Sinne des § 18 Abs. 1 BauNVO ist die Ebene Nor-
malhöhennull (NHN). Die in der Zeichnung festgesetzten Höhen sind vertikal über dem Bezugspunkt 
abzutragen. 
 

Traufhöhe (TH), Firsthöhe (FH), Höhe der Oberkante (OK)Als Traufhöhe gilt das Maß von dem Be-

zugspunkt bis zum Schnittpunkt der aufgehenden Wand mit der Dachaußenhaut oder bis zum oberen 

Abschluss der Wand; bei gestaffelten Wänden gilt dies für den jeweiligen Wandabschnitt. 

Als Firsthöhe (FH) gilt das Maß von dem Bezugspunkt bis zum oberen Abschluss des Daches. Hat der 
First keine einheitliche Höhe, ist die mittlere Höhe über dem Bezugspunkt maßgebend. 

Als Oberkante (OK) gilt bei Flachdächern das Maß von dem Bezugspunkt bis zum oberen Abschluss 
des Daches (einschließlich Aufkantungen oder Attiken). 

Dachgauben sind von der Festsetzung des Mindestmaßes von Traufhöhe und Firsthöhe ausgenom-
men. 
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3 Überbaubare Grundstücksflächen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 23 BauNVO) 

 

3.1 Unterschreiten von Baulinien 

(§ 23 Abs. 2 BauNVO) 

Unterschreitungen der Baulinien sind bis zu einer Tiefe von 0,5 m zulässig, wenn die Unterschreitung 
insgesamt nicht mehr als ein Drittel der Breite der jeweiligen Außenwand beträgt. 

[Hinweis: Denkmalschutzfachliche Belange bleiben unberührt.] 
 
 

3.2 Überschreiten von Baugrenzen 

(§ 23 Abs. 3 BauNVO) 

Baugrenzen dürfen durch Bauteile wie folgt überschritten werden: 

• durch Balkone, Loggien sowie ebenerdige, an das Gebäude angebaute Terrassen, 

• durch vor die Außenwand vortretende Bauteile und Vorbauten wie Gesimse, Dachvorsprünge, 

Treppenhäuser, Hauseingangstreppen und deren Überdachungen, sowie Erker bis zu einer Tiefe 
von 1,5 m. Die jeweilige Außenwand darf insgesamt um nicht mehr als die Hälfte ihrer Breite über-
schritten werden. 

Überschreitungen von Baugrenzen sind nur zulässig, wenn dadurch weder private Nachbargrenzen 
noch öffentliche Verkehrsflächen überdeckt werden. 
 
 

4 Stellplätze und Abstellplätze 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB, § 12 BauNVO) 

 

Begriffsbestimmungen im Sinne der folgenden Festsetzungen 

• Stellplätze für Kraftfahrzeuge (Stellplätze) sind nicht überdachte Flächen, die dem Abstellen der 
Fahrzeuge außerhalb der öffentlichen Verkehrsflächen dienen (§ 2 Abs. 11 Satz 1 HBO). 

• Carports sind Stellplätze mit einem Schutzdach und höchstens einer Seitenwand. 

• Garagen sind ganz oder teilweise umschlossene Räume zum Abstellen von Kraftfahrzeugen mit 

einem Schutzdach und mindestens zwei Seitenwänden. 
 

Stellplätze, Carports, Garagen 

Stellplätze, Carports sowie Tiefgaragen und deren Zufahrten sind nur innerhalb der dafür festgesetz-
ten Flächen (St, Car, TGa) und der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. Davon abweichend 
sind Stellplatzanlagen mit jeweils bis zu drei Stellplätzen auch außerhalb der überbaubaren Grund-
stücksflächen allgemein zulässig. 

Ebenerdige Garagen sind insgesamt nicht zulässig. 
 

Abstellplätze für Fahrräder 

Abstellplätze sind mit Ausnahme der Flächen zum Anpflanzen im gesamten Plangebiet zulässig. 
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5 Nebenanlagen 
(§ 14 BauNVO) 

Folgende Nebenanlagen nach § 14 Abs. 1 BauNVO sind außerhalb der überbaubaren Grundstücksflä-
chen zulässig: 
Einfriedungen, Stützmauern, ebenerdige Terrassen, Anlagen für Abfallbehältnisse, Behältnisse für Nie-
derschlagswasser, nicht überdachte Pergolen, Kinderspielgeräte, Sichtschutzzäune- und wände bis 
2 m Höhe entlang von Terrassen, Gerätehütten bis 20 m³ umbauter Raum sowie Unterstände für Fahr-
räder, motorisierte Zweiräder und Kinderwagen. 

Abfallsammelanlagen und Abfallbehälter sind in bauliche Anlagen zu integrieren oder mit einem 
Sichtschutz zu umgeben. Dies gilt nicht für temporär genutzte Aufstellplätze. 
 
 

6 Führung von Versorgungsanlagen und -leitungen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB) 

Ver- und Entsorgungsleitungen der technischen Infrastruktur sind nur in unterirdischer Bauweise zu-
lässig. 
 
 

7 Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft; Erhalten und Anpflanzen von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 sowie Nr. 25 a) und b) BauNVO) 

 

7.1 Flächen oder Maßnahmen zum Anpflanzen und Erhalten von Bäumen, Sträuchern 
und sonstigen Bepflanzungen 

 

Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 

An den in der Planzeichnung eingetragenen Stellen sind acht standortgerechte, groß- und mittelkro-
nige Laubbäume zu pflanzen. 

Die sonstigen im Bebauungsplan mit einer grünen Schraffur gekennzeichneten Flächen zum Anpflan-
zen von Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sind landschaftsgärtnerisch anzulegen und zu be-

pflanzen. Die Flächen dürfen durch notwendige befestigte Wege (z. B. Gehwege) in einer Breite von 
maximal 3,5 m je Zu- oder Durchfahrt unterbrochen werden. 
 

Erhalten von Bäumen 

Die in der Plandarstellung entsprechend gekennzeichneten Bestandsbäume sind zu erhalten und im 
Bestand fachgerecht zu sichern. 

Ersatzpflanzungen für zeichnerisch festgesetzte Bäume müssen den Qualitätsbestimmungen in Ab-
schnitt 7.2 entsprechen. 
 

Bepflanzen der privaten Grünfläche 

Innerhalb der privaten Grünfläche mit der besonderen Zweckbestimmung Parkanlage sind Baum- 
und Strauchbestände zu entwickeln und dauerhaft zu pflegen. Die vorhandenen Gehölzstrukturen 
sind in ihrer ökologischen und stadtgestalterischen Wertigkeit zu erhalten. Abgängige und aus sonsti-
gen Gründen wegfallende Bäume und Sträucher sind gleichwertig zu ersetzen. 
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Dachbegrünung oberirdischer baulicher Anlagen 

Auf der in der Planzeichnung mit „Konferenz“ bezeichneten überbaubaren Grundstücksfläche ist eine 
Dachbegrünung wahlweise in intensiver oder extensiver Ausführung herzustellen. Sonstige Flachdä-
cher und flachgeneigte Dächer von Gebäuden, Nebengebäuden und Carports sind extensiv zu begrü-
nen; dabei hat die Substratstärke mindestens 10 cm zu betragen.  
 

Dachbegrünung von Tiefgaragen 

Tiefgaragendächer, die nicht überbaut werden, sind mit einer Vegetationstragschicht von im Mittel 
mindestens 0,5 m zu überdecken und u. a. mit Bäumen und Sträuchern in Anlehnung an die Pflanzliste 
zu bepflanzen. 
 
 

7.2 Allgemeine Pflanz- und Pflegebestimmungen; Qualitätsbestimmungen 

Die Standorte von zeichnerisch festgesetzten Bäumen dürfen um bis zu 5,0 m verändert werden, so-
fern technische oder gestalterische Zwänge, notwendige Grenzabstände zu Nachbargrundstücken 
oder sonstige zwingende Gründe dies erfordern. 

Baumscheiben müssen mindestens eine Fläche von 10 m² einschließlich Randeinfassung aufweisen. 
Eine Verkleinerung und Befestigung der Fläche für Baumscheiben ist zulässig, soweit der Rauminhalt 
der Pflanzgrube für Substrat bzw. Vegetationstragschicht mindestens 12 m³ und die Tiefe der Pflanz-
grube mindestens 1,5 m beträgt. 

Die erstellten Neupflanzungen sowie Gehölze und Vegetationsflächen sind ordnungsgemäß zu unter-
halten und zu pflegen. Pflanzausfälle sind ab der darauffolgenden Pflanzperiode innerhalb der nächs-
ten zwei Jahre in gleicher Qualität zu ersetzen. 

Pflanzungen müssen mindestens folgende Qualitätsbestimmungen einhalten: 

• Bäume: Hochstämme, Stammumfang 18 - 20 cm, mit durchgehendem Leittrieb, 3 x verpflanzt 
mit Ballen. 

• Heckenpflanzen: 2 x verpflanzt, Größe 100-125 cm. 
 
 

7.3 Befestigte Freiflächen, Terrassen, Stellplätze 

Oberirdische Stellplätze ohne Überdachung sind mit hellen Materialien und mit wasserdurchlässigen 

Belägen (z. B. wassergebundener Decke, Schotterrasen) zu befestigen. 
 
 

7.4 Insektenfreundliche Außenbeleuchtung 

Zur Vermeidung von Beeinträchtigungen nachtaktiver Insekten sind für die Außenbeleuchtung aus-
schließlich Leuchtmittel (z. B. LED-Technik oder Natriumdampf-Hochdrucklampen) mit einer Farb-
temperatur von 3.000 Kelvin (warm-weiße Lichtfarbe) bis maximal 4.000 Kelvin unter Verwendung 
vollständig gekapselter Leuchtengehäuse, die kein Licht nach oben emittieren, zulässig. 
 



Stadt Eltville am Rhein . Bebauungsplan Nr. 32/4 „Rheinviertel“ . 4. Änderung Textliche Festsetzungen 

 7 

 

8 Bauliche Maßnahmen für die Erzeugung, Nutzung oder Speicherung von 
Strom, Wärme oder Kälte aus erneuerbaren Energien 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 23 b) BauNVO) 

 
Soweit Belange der Denkmalpflege nicht entgegenstehen, sind Flachdächer ab einer zusammenhän-
genden Fläche von 20 m² zu mindestens 60 % der Dachfläche mit Anlagen zur Nutzung von Solarener-
gie zu versehen. Hiervon ausgenommen sind Carports, Garagen und Nebengebäude sowie sonstige 
untergeordnete bauliche Anlagen. 

Die Anlagen zur Nutzung von Solarenergie sind mit der Dachbegrünung zu kombinieren. 
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Teil B. Örtliche Bauvorschriften 
 

9 Einfriedungen, Stützmauern 
(§ 91 Abs. 1 Nr. 3 HBO) 

 
Einfriedungen aus Baustoffen dürfen 1,5 m in der mittleren Höhe nicht überschreiten. Davon ausge-
nommen sind Einfriedungen entlang von öffentlichen Straßenverkehrsflächen. 

Zulässige Ausführungen von Einfriedungen sind: 

• Schnitthecken und freiwachsende Hecken, 

• ortsüblicher Naturstein, 

• transparente Holz-, Stahl- oder Eisengitterzäune mit vertikaler Stabgliederung, 

• Metallzäune nur integriert in Heckenbepflanzungen. 
 
Die Bestimmungen gelten nicht für Stützmauern, die dem Abfangen topografischer Höhenunter-
schiede dienen. Diese sind in Material und Farbe auf die Gebäudefassaden und die befestigten Ober-
flächen abzustimmen. 
 
[Hinweis: Auf die Satzung über die Gestaltung der Bebauung des Altstadtkernbereichs der Stadt Elt-
ville am Rhein - Gestaltungssatzung -, welche von der Stadtverordnetenversammlung am 19. Oktober 
1981 beschlossen worden ist, wird hingewiesen.] 
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Teil C . Hinweise und Empfehlungen zur Planverwirklichung 
 
Die der Planung zugrundeliegenden Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse und DIN-Normen) 
können im Bauamt der Stadt Eltville am Rhein - Schwalbacher Straße 40, 65343 Eltville am Rhein - 
während der Dienstzeiten eingesehen werden. 
 
 

Brandschutz 

Im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens sind die Flächen für die Feuerwehr auf Grundstücken zu 
berücksichtigen (DIN 14090). 

Löschwasserversorgung: 
Die Löschwasserversorgung für Bebauungen ist gemäß dem § 14 Abs. 1 Hessische Bauordnung 2018 in 
Verbindung mit den Mindestanforderungen nach dem Arbeitsblatt W 405 DVGW Abs. 4 und 5 zu pla-
nen, wobei als Grundsatz folgende Mindestwassermengen zur Verfügung stehen müssen: 
Zur Löschwasserversorgung für eine Bebauung (WR, WA, WB, MI, MD) muss eine Wassermenge von 
mindestens 1.600 l/min (96 m³/h) über einen Zeitraum von mindestens 2 Stunden zur Verfügung ste-
hen, die Brandreserve im Hochbehälter muss mindestens 192 m³ betragen. 

Hydranten: 
Die Löschwassermenge muss aus genormten Hydranten, die im öffentlichen Verkehrsbereich einge-
baut sind, entnommen werden können. 
Von der Gebäudemitte sollte in einer Entfernung von höchstens 80,0 m bis 100,0 m mindestens einer 
der erforderlichen Hydranten erreichbar sein. Der Abstand der Hydranten untereinander sollte das 
Maß von 150,0 m nicht überschreiten. 
Für den Fall, dass eine Schneeräumung im Winter nicht durchgeführt wird, sind Überflurhydranten 
nach DIN EN 14384 vorzusehen. 
Der Fließdruck bei Hydranten darf bei maximaler Löschwasserentnahme 1,5 bar nicht unterschreiten 
und sollte aus technischen Gründen jedoch dort, wo es möglich ist, die 2 bar erreichen. 
Die Hydranten sind nach DIN 4066 zu beschildern. 

Die Erschließungsplanungen sind bezüglich der Löschwasserversorgung mit der Brandschutzdienst-
stelle des Rheingau-Taunus-Kreises, Vorbeugender Brandschutz, Heimbacher Straße 7, 65307 Bad 
Schwalbach, abzustimmen. 
 

Bodenschutz 

Bei allen Baumaßnahmen, die einen Eingriff in den Boden erfordern, ist auf organoleptische Auffällig-
keiten zu achten. Ergeben sich bei den Erdarbeiten Kenntnisse, die den Verdacht einer schädlichen 
Bodenverunreinigung begründen, sind diese umgehend der zuständigen Behörde, dem Regierungs-
präsidium Darmstadt, Abteilung Arbeitsschutz und Umwelt Darmstadt, Dezernat IV/Da 41.5, Boden-
schutz, mitzuteilen. Darüber hinaus ist ein Fachgutachter in Altlastenfragen hinzuzuziehen. Schädliche 
Bodenverunreinigungen im Sinne des § 2 Abs. 3 Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) sind Beein-
trächtigungen der Bodenfunktionen, die geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebli-
che Belästigungen für den einzelnen oder die Allgemeinheit herbeizuführen. Gemäß § 7 BBodSchG 
sind Grundstückseigentümer, der Inhaber der tatsächlichen Gewalt über ein Grundstück und derje-
nige, der Verrichtungen auf einem Grundstück durchführt oder durchführen lässt, die zu Veränderun-
gen der Bodenbeschaffenheit führen können, dazu verpflichtet, Vorsorge gegen das Entstehen 
schädlicher Bodenveränderungen zu treffen, die durch ihre Nutzung auf dem Grundstück oder in 
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dessen Einwirkungsbereich hervorgerufen werden können. Hierbei sind insbesondere auch die Vorga-
ben der §§ 9-12 der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) zu beachten. 
Auf den besonderen Schutz des Mutterbodens und sonstige Vorgaben zum Umgang und zum Schutz 
von Boden nach DIN 19731 „Bodenbeschaffenheit - Verwertung von Bodenmaterial“ ist hinzuweisen. 
Oberboden ist sachgerecht zwischenzulagern und wieder einzubauen. 

Zur Vermeidung von Bodenverdichtungen sind für den Baustellen-Fahrverkehr und erforderliche Bau-
lager- oder Montageflächen vorzugsweise bereits versiegelte oder befestigte Standorte auszuwäh-
len. Natürliche bzw. naturnahe Böden sind durch Schutzvorkehrungen wie z.B. Kies-/Schotterschüt-
tung über Geotextil, Holzhackschnitzel-Schüttung oder Baggermatratzen vor Verdichtung zu schüt-
zen. 

Eine Überprüfung der Altflächendatei ergab, dass Belastungen oder Verunreinigungen des Bodens 
bisher nicht bekannt sind. 
 

Bodendenkmäler 

Der Vorhabenträger wird dafür Sorge tragen, dass während zukünftiger Bodeneingriffe eine Baube-
gleitung durch eine geeignete Fachfirma erfolgt. Die Kosten trägt der Vorhabenträger. Bei Auftreten 
von archäologischen Befunden ist dem beauftragten Grabungsunternehmen genügend Zeit einzu-
räumen, um diese zu dokumentieren und zu bergen. Bei Erdarbeiten gefundene Bodendenkmäler wie 
Mauern, Steinsetzungen, Bodenverfärbungen und Fundgegenstände wie Scherben, Steingeräte, Ske-
lettreste sind dem Landesamt für Denkmalpflege, Abteilung Archäologische Denkmalpflege Hessen, 
Schloss Biebrich, 65203 Wiesbaden, unverzüglich zu melden. Funde und Fundstellen sind im unverän-
derten Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise bis zu einer Entscheidung zu schützen. Die Anzei-
gepflicht gemäß § 21 HDSchG ist in zu erteilende Baugenehmigungen aufzunehmen. Die mit den Erd-
arbeiten betrauten Firmen sind entsprechend zu belehren. 
 

Denkmalschutz 

Für nach § 64 HBO baugenehmigungsfreigestellte bauliche Anlagen innerhalb des Baugebiets besteht 
eine Genehmigungspflicht nach § 18 Hessisches Denkmalschutzgesetz (HDSchG), d.h. das jeweilige 
Vorhaben ist bei der Unteren Denkmalschutzbehörde mit einem denkmalrechtlichen Antrag vorzule-
gen.  

Kulturdenkmäler sind nach § 1 Abs. 1 HDSchG in die städtebauliche Entwicklung und Raumordnung 
einzubeziehen. Die planungsrechtliche städtebauliche Ordnung des Bereichs wird seitens der Denk-
malfachbehörde begrüßt. 

Instandsetzungen oder Umgestaltungen von Kulturdenkmälern sowie Veränderungen in deren Umge-
bung sind nach § 18 HDSchG genehmigungspflichtig durch die Untere Denkmalschutzbehörde. 
 

Artenschutz 

Auf die artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände von europarechtlich und streng geschützten Ar-
ten gemäß § 44 BNatSchG wird hingewiesen. Verboten ist danach die Beschädigung oder die Zerstö-
rung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten und die damit verbundene unvermeidbare Verletzung 
oder Tötung von Tieren oder ihrer Entwicklungsformen, sowie die erhebliche Störung von Tieren wäh-
rend der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderzeiten. Insbesondere ist 
gemäß § 39 Abs. 5 BNatSchG die Rodung von Bäumen und Gehölzen im Regelfall auf die Zeit vom 1. 
Oktober bis 28/29. Februar zu beschränken. Außerhalb dieses Zeitraums sind zwingend die Zustim-
mung der Unteren Naturschutzbehörde und die Freigabe durch einen Artenschutzgutachter erforder-
lich. 
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Gehölze und Freiflächen 

Baumpflanzungen sollten gemäß den „Empfehlungen für Baumpflanzungen“ der Forschungsgesell-
schaft Landschaftsentwicklung Landschaftsbau e. V., Teil 1: „Planung, Pflanzarbeiten, Pflege“ (2005), 
sowie Teil 2: „Standortvorbereitungen für Neupflanzungen; Pflanzgruben und Wurzelraumerweiterung, 
Bauweisen und Substrate“ (2010) ausgeführt werden. 

Für die Abwicklung der Bauarbeiten gilt die DIN 18920 „Schutz von Bäumen, Pflanzbeständen und Ve-
getationsflächen bei Baumaßnahmen“. 

Das „Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen“ der For-
schungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen (FGSV), Ausgabe 2013; ist zu beachten. 

Während der Bauarbeiten sind die zu erhaltenden Grünflächen durch einen Bauzaun vor Befahren zu 
schützen. 
 

Behandlung und Verwertung von Niederschlagswasser 

Gemäß § 37 Abs. 4 HWG gilt: Abwasser, insbesondere Niederschlagswasser, soll von der Person, bei der 
es anfällt, verwertet werden, wenn wasserwirtschaftliche und gesundheitliche Belange nicht entge-
genstehen. 

§ 55 Abs. 2 Satz 1 WHG besagt: Niederschlagswasser soll ortsnah versickert, verrieselt oder direkt oder 
über eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet werden, so-
weit dem weder wasserrechtliche noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirt-
schaftliche Belange entgegenstehen. 
 

Abfallwirtschaft 

Die Regelungen des Merkblatts „Entsorgung von Bauabfällen“ der Regierungspräsidien Darmstadt, 
Gießen und Kassel (Stand: 01.09.2018) sind bei der Beprobung, Separierung, Bereitstellung, Lagerung 
und Entsorgung von Bodenaushub/Bauschutt einzuhalten. Die vorherige Zustimmung der Abfallbe-
hörde (RP Darmstadt, Abteilung IV Umwelt Wiesbaden, Dezernat 42 – Abfallwirtschaft, E-Mail: Abfall-
wirtschaft-Wi@rpda.hessen.de) zu dem Beprobungsumfang, der Einstufung sowie zu den beabsich-
tigten Entsorgungsmaß nahmen ist einzuholen, wenn bisher nicht bekannte Schadstoffe im Bo-
denaus-hub/Bauschutt erkennbar werden sollten. 

Hinweis - Das v. g. Merkblatt ist als Download zu finden unter: www.rp-darmstadt.hessen.de - Umwelt 
- Abfall - Bau- und Gewerbeabfall. 
 

Stellplatzsatzung 

Die Stellplatz- und Ablösesatzung der Stadt Eltville am Rhein in der jeweils gültigen Fassung ist zu be-
achten. 
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